
1 
 

 

Vorbild Baum: 
Den Stürmen trotzend und ungemein 

beständig 

Feber 2017 



2 
 

WITIKOBRIEF 1/2017                            Seite 2                                                         Feber  2016 

 
Inhalt: 
01. Das neue Jahr                                                                  S.03         
02. Die deutsch-tschechische Erklärung                           S.04 
03. Der Rechtsstreit geht ins dritte Jahr                           S. 05 
04. Märzgedenken                                                                S. 06. 
05. Immer wieder Selbstbestimmungsrecht                    S. 07 
06. Feier der Hausnerstiftung                                             S. 07 
07. Worte des Vorsitzenden                                                S.08 
08. Ein postfaktisches Radiointerview Bernt Posselts    S. 09 
09. Der verschwiegene Antisemitismus der Tschechen S. 10              
10. Die Herbsttagung des ZFI                                              S. 11 

11. An der Mauer des Schweigens wird weiter geb.      S. 12 
12. Zur Schrumpfform der deutschen Sprache               S. 13   
13. Wenzel Jaksch - ein sudetend. Sozialdemokrat        S. 14 
14. Ein Atlas von Breslau                                                     S. 15 
15. Zum Austritt Erika Steinbachs aus der CDU             S. 16 
16. Führungswechsel beim sud. Presseverein                 S. 17 
17. Vertrauliche csl. Botschafterberichte                         S. 18 
18. In Kürze: Die Welt verstehen                                       S. 22 
19. Nachruf Dr. Herbert Fleissner                                      S. 22 
               … und weitere Beiträge passim 
                      Umschlagsbild: R.Pueschel 

 
 
 

Impressum 

DER WITIKOBRIEF.   

(Mitteilungsblatt des Witikobundes, der sudetendeutschen Gemeinschaft nationaler Gesinnung) 
Erscheinungsweise: Feber, Mai, August, November jeweils zur Monatsmitte; Jahresabo. 16 Euro; für Mitglieder frei. 

Herausgeber: Witikobund e.V 

V.i.S.P.: Felix Vogt Gruber, 1. Vors., Prof. Bamann-Str. 19, D-89423 Gundelfingen, Tel: 015221905772. 

Schriftleitung und Layout: Friedebert Volk, Joh.Seb.Bach-Str. 51, D-61250 Usingen/Ts.; Tel.: 06081-2611.  

e-Post: witikobund-bundesverband@freenet.de;  Heimseite: www.witikobund.de 

Druck: Ortmaier-Druck, 84160 Frontenhausen, Birnbachstr.2 

Beiträge und Leserbriefe werden an die Schriftleitung erbeten. Änderungen vorbehalten! 

Bankverbindungen: HypoVereinsbank München: IBAN: DE31700202706880157106; BIC: 

HYVEDEMMXXX); (alt: Kto. 6880 157 106, BLZ. 700 202 70);  Postbank München: IBAN 

DE38700100800152360803; BIC: PBNKDEFF; (alt: Kto. 152 360-803; BLZ. 700 100 80) 

Rechnungsstelle (auch für Spendenquittungen): Frau Christine Eder, c/o Heimatkreis Mies-Pilsen, Bauhofstr. 41,  

91550 Dinkelsbühl, Tel.: 09851-53003, Fax: 09851-53004 (nur vormittags) 
 

Der Witikobrief erscheint ununterbrochen seit 1.2.1958, jetzt im 60. Jahr! 

 
 

George Kennan über das Potsdamer Protokoll 
George Kennan (1904-2005) war u.a. in Moskau, Prag, Berlin und London für den auswärtigen Dienst der 

USA tätig. Über das Potsdamer Protokoll von 1945 äußerte er sich wie folgt: 

„Die Arbeit der Konferenz von Potsdam verfolgte ich mit Skepsis und 

Entsetzen. Ich kann mich an kein politisches Dokument erinnern, das mich je 

so deprimiert hätte wie das von Truman unterzeichnete Kommunique  am 

Ende dieser wirren und verwirrenden Verhandlungen. Nicht nur weil ich 

wußte, dass die Idee einer gemeinsamen Viermächtekontrolle, die man jetzt 

zur Grundlage für die Regierung Deutschlands gemacht hatte, abwegig und 

undurchführbar sei. Auch die unpräzise Ausdruckweise, die Verwendung so 

dehnbarer Begriffe wie <demokratisch>, < friedlich>, <gerecht> in einem 

Abkommen mit den Russen lief allem direkt zuwider, was siebzehn Jahre  

Russlanderfahrung mich über die Technik des Verhandelns mit der 

sowjetischen Regierung gelehrt hatte“. (Memoiren eines Diplomaten, S. 265) 

Fundstücke: 
1. Vor 70 Jahren waren bis zu 200.000 Sudetendeutsche in tschechischen Lagern interniert, davon rd. 70.000 als 

Zwangsarbeiter. Von diesen dürften noch etwa 3.500 (= 5 %) leben und haben Anspruch auf das 

Anerkennungsgeld von 2.500 Euro (Raimund Paleczek zitiert in: SdZ.2.12.2016, S. 5). 

2. Im Jahre 1915 sagte W.Churchill: „Um nichts in der Welt würde ich mich von diesem prächtigen und 

köstlichen Krieg trennen.“ (Nick Kollerstrom, How Britain initiated both Wolrld Wars, S. 12). 

3. In den Fünfziger Jahren zahlte man in Deutschland den Spitzensteuersatz, wenn man das 17-fache des 

Durchschnittslohnes verdiente. Heute schon beim 1,3-fachen, das sind 53.000 € (Bandulet, Beuteland, S.16).  

 
George Kennan 

mailto:witikobund-bundesverband@freenet.de
http://www.witikobund.de/
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Das neue Jahr  
Das Jahr 2017 ist das 2.000. Sterbejahr des römischen Dichters Ovid (43 v.Chr.-17 n.Chr.). Er prägte 

wie nur wenige Literatur und Kultur Europas. Von sich sagte er „Alles, was ich zu schreiben begann, 

wurde ein Vers“ (Quidquid temptabam scribere, versus erat). Auch Heimweh war ihm nicht fremd, da er 

in der Verbannung  am Schwarzen Meer starb. 

Ovid ist auch der Verfasser eines kulturpessimistischen Gedichtes über den Nieder-

gang der Menschheit vom Goldenen bis zum Eisernen Zeitalter. Soweit wollen wir 

nicht gehen, aber an Ovid ist doch zu erkennen, wie fragil Hochkulturen sind. Ein 

ganzes Jahrtausend waren er und andere Ikonen des frühen Abendlandes verschüttet.  

Ist das eine Warnung für uns? 

Staatsordnungen stürzen ab, wenn die physische und soziale Sicherheit der Bürger 

gefährdet ist. Meist liegt dem ein Versagen der Eliten zugrunde, die es zuließen, dass 

Recht und Gesetz umgangen werden. Gerechtigkeit ist aber das beste uns bekannte 

Ordnungsprinzip. Nach ihm sehnen sich die Massen, wie kürzlich in den USA, wo 

sie einen etwas ruppigen Präsidenten ins Weiße Haus gebracht haben. Vielleicht wird er scheitern, 

aber vorerst hat er einmal Tacheles geredet, Denkverbote ignoriert und alte Hierarchien über den 

Haufen geworfen. Auch Europa kann davon profitieren, wenn es sich endlich aufrafft, den Über-

lebenskampf zu führen. Europa muss sich bewusst werden, dass seine ökonomische Effizienz  ganz 

offenbar an das kulturelle Kapital gebunden ist, das sich über eine lange Zeit in ethnisch relativ 

homogenen, demokratischen Nationalstaaten herausgebildet hat. Daran müssen wir uns orientieren 

und gegensteuern. Vielleicht ist es schon zu spät, aber der Versuch muss unternommen werden. Die 

Alternative dazu hat 1990 die Islamkonferenz von Kairo aufgezeigt, als sie die UN-Menschenrechts-

charta unter Scharia-Vorbehalt stellte!  

Wahljahr 2017 
Im neuen Jahr stehen in Deutschland Wahlen an. Mit Martin Schulz hat die SPD einen neuen Mann 

auf die politische Bühne geschickt. In Brüssel gehörte er aber zur Riege der großen Schuldenmacher. 

Er unterstützte Mario Draghi bei der Null-Zinspolitik und für Griechenland 

hätte er gerne noch mehr Geld ausgegeben. Für all das werden die „hart 

arbeitenden Menschen“ in Deutschland bald geradestehen müssen. Es wird 

Versuche geben, das Thema Einwanderung aus dem Wahlkampf heraus-

zuhalten. Deswegen wird der Familiennachzug auch erst nach den Wahlen 

mit voller Wucht einsetzen. Wahlschlager dürften verschärfte Sicherheits-

vorkehrungen sein. Traurig, wenn wir unsere Feste künftig nur noch unter Polizeischutz abhalten 

können, abgesehen von den Kosten, die eine rationale Einwanderungspolitik vermieden hätte.  

Und die Vertriebenen? 
Seit 70 Jahren schieben die Vertriebenen ihre Sorgenbündel vor sich her und werden das wohl auch 

2017 tun müssen. Heilung erfahren sie nur in homöopathischen  Dosen, aber auch dafür sind sie 

dankbar. Im Jahre 2017 werden die ehemaligen Zwangsarbeiter unter ihnen ein Anerkennungsgeld  

erhalten. Bei den Sudetendeutschen rechnet man nur noch mit 3.500 Überlebenden (=5 % von 70.000). 

Fortgesetzt wird im Jahre 2017 auch die lobenswerte Restitutionspolitik der Serben, die wir gerade 

deshalb hervorheben müssen, weil sie von interessierter Seite kleingeredet wird. Am 12.2.2017 wird 

voraussichtlich Frank-Walter Steinmeier zum neuen Bundespräsidenten gewählt. Da wir selbst Opfer 

eines Völkermordes sind, bedauern wir, dass er sich bei der einschlägigen Armenien-Resolution des 

Bundestages „weggeduckt“ hat. 

Und dann der Satzungsstreit bei den Sudetendeutschen! Anders als dem Kläger unterstellt wird 

(Sudetend.. Ztg, 17.12.16, S. 9) geht es nicht um die Demütigung (!) der Tschechen, sondern um die 

Einhaltung des normalen Vereinsrechts. Ist das von einem gemeinnützigen Verein zu viel verlangt? 

Noch einmal Ovid 

Ovid preist den, der mutig verteidigt, was er liebt. Und wenn die Kräfte dafür fehlen, hält er auch die 

gute Absicht für löblich. Wer an den doppelgesichtigen Gott Janus denkt, entscheidet sich vielleicht 

für den sicheren Mittelweg. Wenn man aber scheitert, weiß Ovid, dass Tränen auch wohltun können  

(Est quaedam flere voluptas). So kann uns Ovid durch das neue  Jahr geleiten!      (F.V.)  

 
Ovidius Naso 

(43 v.Chr.-17 n.Chr.) 

Was den Wähler 2017  

bewegt:      Null-Zins-Politik, 

Altersarmut,  Energiekosten, 

XXL-Boni für Manager,  

Fernseh-Zwangsgebühr,  

Wohnungseinbrüche u v.m.   
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Die Deutsch-tschechische Erklärung  
Jubiläen feiert man eigentlich nur alle 25 Jahre. Irgendjemand scheint aber ein Bedüfnis gehabt zu 

haben, am 21.1.2017 an den 20. Jahrestag der Unterzeichnung der Deutsch-tschechische Erklärung zu 

erinnern. Den Vertriebenen kann es recht sein, wenn möglichst oft von ihrem Schicksal die Rede ist, 

vorausgesetzt,  niemand will sein „geschichtspolitisches“ Süppchen daran wärmen! 
 

Die am 21.1.1997 in Prag unterzeichnete Deutsch-tschechische Erklärung rangiert in ihrer Wertigkeit 

etwas unter einem völkerrechtlichen Vertrag. Von den Tschechen wird sie als der Schlussstrich unter 

die Sudetenfrage betrachtet, insbesondere aufgrund des Motivenberichts im tschechischen Parlament. 

Der Vertrag bleibt aber ein Unding, da Deutschland in ihm die in weiten 

Teilen verbrecherische „Rechtsordnung“ der CR anerkennt. Wenigstens 

hat Bundeskanzler Kohl hinterher festgestellt: 

„Die Eigentumsfrage bleibt offen“.  

Daran klammern sich nun die Vertriebenen, auch dadurch bestärkt, dass 

sich das Potsdamer Protokoll über ihr Privateigentum ausschweigt. Erst 

die Beneschdekrete griffen in die Rechte von Privatpersonen ein, und 

zwar auf menschen-, völker- und privatrechtlich verbotene Weise. Bleiben wir beim Privatrecht: Vor 

ihm reduziert sich der entschädigungslose Entzug von Eigentum auf gemeinen Diebstahl. Wer 

Diebstahl begünstigt, bewegt sich im Dunstkreis der Hehler. Das sollten sich die Verantwortlichen 

merken. Mitbetroffen davon ist auch die Justiz, wenn sie den Regierenden einen weiten 

Ermessensspielraum einräumt.  

      Abgesehen vom Inhalt der Erklärung waren für die Sudetendeutschen auch die Begleitumstände 

erniedrigend. Sie wurden in keiner Phase der Verhandlungen angehört. Außenminister Kinkel hat sich 

lediglich einmal dazu herabgelassen, den damaligen SL-Vorsitzenden, Herrn Neubauer, kurz mündlich 

zu informieren. Der Stachel saß tief, so dass selbst der besonnene Franz Neubauer von einer 

Verhöhnungserklärung sprach. Noch treffender urteilte die tschechische Zeitung Lidove novini: „Die 

deutsch-tschechische Erklärung von 1997 ist eigentlich eine Vereinbarung zwischen Prag und 

Berlin darüber, wie man das sudetendeutsche Problem umgehen kann, damit es nichts kostet“. 

Enttäuschend war auch das Verhalten der Leute von der Charta 77. Sie haben eine gute Gelegenheit 

verpasst, ein Zeugnis ihres hohen rechtlichen und moralischen Standards abzulegen. Den Tschechen 

kam zu gute, dass Herr Kohl alles dem Ziel der europäischen Einigung unterordnete. Kohl wollte die 

Tschechei, Vertreibungsverbrechen hin oder her, in der EU haben. Das aber beschädigte das Vertrauen 

der Sudetendeutschen in die CDU erheblich und läutete ihren Verfall ein. Ja, man kann noch weiter 

gehen. Mancher Bürger wird keinen Grund sehen, dem gegenwärtigen Staatensystem, das ihn so 

stiefmütterlich behandelt hat, nachzutrauern. Aus seiner Sicht kann es nur noch besser werden. (F.V.) 

***** 

 

Wir gedenken aller Toten  
und der namenlosen Brandopfer der Luftangriffe auf 

Dresden vom 13. Februar 1945 
sowie der Opfer beim Untergang der Wilhelm Gustloff 

am 30.01.1945. 

††† 
 

 

Seltsame „Rechtsordnung“: 

Das EU-Parlament erklärte 

2002, dass das  tschechische 

„Straffreistellungsgesetz Nr. 

115 vom 8.5.1946 ….keine 

Exístenzberechtigung hat“ 
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Der Rechtsstreit geht ins dritte Jahr! 
Inzwischen geht der Rechtsstreit um die Satzungsänderung der SL schon ins dritte Jahr! Was zuerst ganz einfach 

aussah, gleicht jetzt einem unentwirrbaren Knäuel von sich überlagernden und durchkreuzenden Prozessen: 

1. Prozess um die Satzungsänderung selbst ( Kläger Lm. Gottstein) 
 Das OLG München I hat die im Jahre 2015 beschlossene Satzungsänderung am 29.1.2016 als nichtig 

zurückgewiesen. Der Wiederholungsbeschluss aus 2016 wurde bis zur Entscheidung der Verfahren 3 und 4 

(s.unten!) zurückgestellt. Es gilt immer noch die alte Satzung! 

2. Verfahren um die Herausgabe der Mitgliederliste (Kläger Gottstein) 
Die SL wurde am 24.3.2016 verpflichtet, die Mitgliederliste herauszugeben. Das Urteil ist rechtskräftig und in 

Vollstreckung. Der SL drohen Bußgelder oder gar Erzwingungshaft.  

3. Streit, ob die Bundesversammlung (BV) vom 27.2.2016 rechtens war (Kläger Liepold, 
Alterspräsident der BV). Leider wurde die rechtzeitige Klärung vor der für März geplanten BV 2017 durch  

Terminverlegung vom 2.2. auf den 27.4.2017 verhindert. 

4. Einspruch gegen den Vereinsausschluss (Kläger Gottstein), Die Klage wurde erstinstanzlich 

vom LG am 12.12.2016 abgewiesen, Berufung wurde eingelegt. Siehe auch unten „Siegesmeldungen…“ 

5. Klage, ob sich Hr. Posselt Sprecher der Volksgruppe nennen darf  (Kläger Lm. Högn) 
Erstinstanzlich abgewiesen. Siehe auch unten „Siegesmeldungen…“ 
 

Die „Siegesmeldungen“ im Vereinsblatt 
Die SL-Vereinzeitung war sehr schweigsam, als die SL im Satzungsstreit gerichtliche Niederlagen 

einstecken musste (s.oben Ziff.1 & 2). Als sich jetzt auf Nebenschauplätzen Erfolge einstellten, wurde 

euphorisch, doch etwas lückenhaft berichtet (s.SdZ, 23.12.2016, S. 1). Daher hier einige Nachträge: 

      Das Urteil zum Vereinsausschluss Lm.Gottsteins ist noch  nicht rechtskräftig. Ferner enthält es 

mehrere Schwachstellen, die den Kläger ermutigten, Berufung einzulegen. Diese sind:  

1. Es gibt keinen Beitragsrückstand, denn der SL liegt eine Einzugsermächtigung vor.  2. Für 

bundesunmittelbare Mitglieder sieht die SL-Satzung kein Ausschlussorgan vor. Wo die Satzung aber 

schweigt, muss nach § 32 BGB die Mitgliederversammlung eintreten. 3. Außerdem steht noch nicht 

fest, ob der sich den Ausschluss anmaßende Vorstand am 27.2.2016 in einer rechtmäßigen Bundes-

versammlung gewählt wurde. (Deshalb war das Verfahren auszusetzen, sh. oben 3). 

      Im Streit um die Bezeichnung „Volksgruppensprecher“ (s.oben Ziff. 5!) ist der Zeitungsbericht 

vom 27.1.2017 ebenfalls ergänzungsbedürftig. Auch dieses Urteil ist noch nicht rechtskräftig, und der 

Bericht blendet aus, dass der  Kläger den Titel auch in Frage stellt, weil die weltweit verbreitete 

Volksgruppe größer ist als die SL, der Herr Posselt vorsteht.  

Schön wäre auch der Hinweis gewesen, dass mit diesen freudig herausgestellten Urteilen noch nichts 

in der Hauptfrage (Satzungsänderung) entschieden ist und die alte Satzung weiter gilt. 

Warum der Streit? 

Das Groteske an diesem Streit ist, dass die Landsmannschaft mit den Groschen der 

Mitglieder für die Entrechtung eben dieser Mitglieder prozessiert! 
Als 2015 alles begann, wusste die SL-Führung genau, dass ihre Satzungsänderung unpopulär ist. 

Daher sollte das Vorhaben nach Gutsherrenart durchpeitscht werden. Die Opposition verlangte die 

Beteiligung der Mitglieder an der Willensbildung. Aber die SL hat ja, wie sich jetzt herausstellte, nicht 

einmal eine Mitgliederliste! Und noch etwas zeigte sich  jetzt: Die SL steht auch mit dem Vereinsrecht 

auf Kriegsfuss. Hier konnte dann die Opposition ansetzen, aber obwohl das geschriebene Recht für 

ihre jeweiligen Auffassungen sprach, musste sie zweimal (erfolgreich) in die Berufung gehen. 

Bezüglich der Bundesversammlung steuern wir aber vielleicht auf eine Situation zu, wie sie 2012 

durch ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts entstand. Damals wurde festgestellt, dass  alle 

Bundestagswahlen seit 1956 eigentlich ungültig seien. Dennoch dachte in Berlin niemand daran, 

daraus Konsequenzen zu ziehen. Es wäre schade, wenn Landsleute jetzt mit Ähnlichem liebäugelten.  

     Für Beklemmung sorgt auch  ein Wort des kürzlich verstorbenen Alt-Bundespräsidenten Herzog. 

Dieser war als Richter am Bundesverfassungsgericht auch am Urteil gegen die Restitution in der 

früheren DDR beteiligt. Als sich herausstellte, dass es kein sowjetisches Veto gegen die Restitution 

gab, sagte er zynisch: „Dann hätten wir uns eben einen anderen Grund gesucht!“  

Das ist eigentlich nicht die Justiz, die die Sudetendeutschen verdient hätten.  (F.V.) 
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Märzgedenken 
Nun liegen schon 98 Jahre zwischen dem 4. März 1919 und heute. Der tschechische Historiker Franz 

Chocholaty Gröger schreibt dazu: Unerklärlich war, daß in sieben Städten die tschechischen Soldaten 

den Befehl erhielten, auf  wehr- und waffenlose Menschen zu schießen: 54 Tote und 750 Verwundete 

(darunter 112 Schwerverletzte) waren in Arnau, Aussig, Eger, Kaaden, Karlsbad, Mies und Sternberg 

zu beklagen. Unter den Toten waren: 20 Frauen und Mädchen, ein 80jähriger Greis, 16 junge Männer 

von 19 Jahren und 3 Kinder, 14-, 13- und 11jährig.   

Liebe Landsleute, wir wollen aber nicht nur dieser Opfer gedenken, sondern auch an die 29 Opfer 

erinnern, die in den vier Monaten davor ihr Leben ließen. Sie starben, als sie sich dem tschechischen 

Militär  bei der Besetzung unserer Heimat mutig entgegenstellten. Ihre Namen hat A.Ciller in den 

„Gedenkblätter für die Opfer des Kampfes um deutsche Freiheit und Einheit" festgehalten und 1928 in 

der Sudetendeutschen Verlagsbuchhandlung in Wien veröffentlicht. Hier nun sind sie zu lesen:  

            Die Toten vor dem 4.März 1919 
1918.  

18. 11.: Wiesau-Oberleutensdorf, Kampf gegen eindringende tschechische Truppen: 
Josef Langer, Volkswehrgefreiter,(22) 
Franz Wanek, Volkswehrfeldwebel (43) 

23. 11.: Gastorf  bei Leitmeritz, Kampf gegen  eindringende tschechische Truppen: 
Rudolf Pokorny, Schlossergehilfe (19) 

Franz Worlitschek, Buchhalter (19)  

28. 11.: Brüx, Kampf gegen eindringende tschechische Truppen: 
Emil Mathiasch, Kellner (24) 

Katharina Podschadka, Arbeiterin (56) 
Josef Trotz, Arbeiter (42) 
Elsa Cihla, Arbeiterin (22)  

29. 11.: Mährisch Trübau,  wegen Hissens einer rot-weiß-roten (deutsch-österreichischen) Fahne: 
Aloisia Schober, Fabriksarbeiterin (51) 

Anna Prims, Tischlersgattin (54) 
Hermine Fischer, Hilfsarbeiterin (15) 

Alois Tauschinsky, Lehrling (14) 

 03. 12.: Josef Neubauer, Volkswehrmann (32) 

06.12.: Kaplitz, Kampf gegen  tschechische Truppen  

Katharina Sekora, Tagelöhnerin (53)  

20. 12.: Znaim, bei der Auflösung einer deutschen Versammlung. 

Johann Schmid, Schriftsetzer (26) 
 

Ferner neun namentlich nicht festgestellte Deutsche, die im tschechischen Gebiete beerdigt wurden. 

 

1919: 

Preßburg, Gewalttaten tschechischer Legionäre anlässlich einer  

sozialdemokratischen Volksversammlung:  
Franziska Soß - Karl Albrecht - Gustav Lanzer - Georg Kovacs - Franz Heringes – 

Wilhelm Kubisek, Schüler (13),  
dazu zwei unbekannt gebliebene Deutsche 

23.2.: Freudenthal, bei Auflösung eines allgemeinen deutschen Volkstages.  

Karl Fischer, Weber (38) 
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Immer wieder Selbstbestimmungsrecht 
Den Sudetendeutschen wurde 1919 das Selbstbestimmungsrecht vorenthalten. Seitdem gehört das Nachdenken 

über dieses Thema zu den sudetendeutschen (und witikonischen) Pflichten. 

Geschichtliches 

 Der griechische Geschichtsschreiber Thukydides (455-396 v.Chr.) wusste schon: 

,,Selbstbestimmungsrecht im politischen Sinne besagt nichts anderes als Freiheit von fremder 

Herrschaft." 

Eine Reihe prominenter Gelehrter des Mittelalters, so Erasmus von Rotterdam, Hugo Grotius und 

Samuel Pufendorf, haben das Selbstbestimmungsrecht der Bevölkerung  bei Wechsel der politischen 

Oberhoheit bejaht (das war in den Jahren 1517-1672). Der französische König  

Franz  I. (1526) hat aus gegebenem Anlass gesagt: ,,Es ist im Recht begründet, dass man kein Dorf 

oder Provinz gegen den Willen der Bevölkerung einem anderen (Staat) übergeben darf, sondern nur 

mit ihrer ausdrücklichen Zustimmung." (Damit war er schon weiter als die Konferenz von Versailles). Auch 

in einer Reihe von Volksabstimmungen in Nizza und Savoyen gestattete man der Bevölkerung, über 

ihre Zugehörigkeit entweder zu Frankreich oder Italien zu entscheiden. 

Der Rektor der Universitât Krakau hat im Jahre 1415 eine Abhandlung geschrieben, in der, fast im 

modernen Geist, das Recht der Selbstbestimmung für alle Nationen einschließlich der heidnischen 

gefordert wurde (sh. Decker: Das Selbstbestimmungsrecht der Nationen S. 20). 

Stalin erklärte in seinem Werk ,,Marxismus und die nationale Frage" (Moskau, 1913, S. 22) folgendes: 

,,Recht auf Selbstbestimmung, d. h. nur die Nation selbst hat das Recht, ihr Schicksal zu bestimmen; 

niemand hat das Recht, sich in das Leben einer Nation gewaltsam einzumischen. Die Nation darf sich 

nach eigenem Gutdünken . . . einrichten. Sie hat das Recht, zu anderen Nationen in föderative 

Beziehungen zu treten - sich gänzlich loszutrennen." 

Moderne 

In der Moderne setzte man den Gedanken der Selbstbestimmung mehr als Waffe ein. So liebäugelte 

man in den USA mit ihm, weil er das britische Weltreich nach und nach ins Wanken bringen konnte. 

England berief sich 1914 auf Belgiens Selbstbestimmungsrecht, um in den Weltkrieg einzutreten. 

Aber 1927 sagte Lord Lothian (1882-1940) im Chatham House: „Wenn die Grundsätze des 

Selbstbestimmungsrechts so zu Gunsten Deutschlands angewendet würden, wie sie gegen Deutschland 

angewendet wurden, müssten Österreich, das Sudetenland, Danzig, das Memelland mit Deutschland 

vereinigt werden und im polnischen Korridor einige Anpassungen vorgenommen werden.“ (zitiert nach 

Nic Kollerstorm, How Britain initiated both World Wars, S. 49‘;  Lord Lothian war enger Gefolgsmann 

Chamberlains und Botschafter in den USA) 

 

 

Feier der Hausner-Stiftung 
Am 09. Dezember 2016 fand im Salesianum zu München die Jahresveranstaltung der Hausner-

Stiftung statt. Die einführenden Worte sprach Dipl.Geogr. Siegfried Dolleisch. Dolleisch nahm auch 

die Ehrung verdienter Landsleute vor. Ausgezeichnet wurden Prof. Dr. Reinhard Heinisch, Salzburg, 

sowie das Ehepaar Marlene und Dipl. Vw. Horst W. Gömpel, 

Schwalmstadt. Die Laudatoren waren  Dkfm. Hans-Günter Grech, 

Wien, bzw. Dipl.-Ing. Markwart Lindenthal, Kirchberg. Der Ehrung 

folgte die Festrede von Claus Hörrmann, Neustadt in Sachsen.  

Das Schlusswort sprach  der Stiftungspräsident, Dr. Hans Mirtes. Für 

die musikalische Umrahmung hatte die junge Harfinistin Marika 

Cecilia Riedl, eine Schülerin von Frau Prof. Barbara Probst-Polasek, 

gesorgt. Dem Festakt wohnte auch der Vorsitzende unseres Bundes, 

Felix Vogt Gruber, bei. 

 

 

Die Aushöhlung der Verfassung gehört zu den Königsdisziplinen der Politik 
 

 

 
Siegfried Dolleisch überreicht Herrn 

Prof.Heinisch die Ehrenurkunde 
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Liebe Kameradinnen und Kameraden! 

Ich habe in diesem Heft den Bericht über den tschechischen 

Antisemitismus gelesen (Seite 10). Erstaunt hat mich daran, dass selbst ein 

deutschbürtiger Universitätsprofessor kaum etwas über die 

Sudetendeutschen weiß. Was haben wir falsch gemacht? Zu viel 

Volksdiplomatie, aber zu wenig historische Forschung? Was hat das 

aufwändige Jahrbuch „Bohemia“ gebracht, was die Kulturzeitschrift 

„Sudetenland“ oder die beiden dickleibigen Bände „Odsun“? Irgendwie 

haben sie ihren Zweck verfehlt. Vielleicht hätte die SL ein griffiges 

Standardwerk herausgeben sollen, Umfang 150 Seiten, gut bebildert und frei von 

zwielichtiger „Geschichtspolitik“. Ist  es nicht bezeichnend, dass der letzte Versuch in dieser 

Richtung von einem Nichtvertriebenen, von Generalmajor Schultze-Rhonhof, stammt?  

Unter Umständen besteht sogar zwischen dem beklagenswerten Kenntnisstand und dem 

Satzungsstreit ein ursächlicher Zusammenhang. Ich kann mir nicht denken, dass es dazu 

gekommen wäre, wenn unsere Wissenvermittlung besser funktionierte! 

Nun sehen wir uns leider vor diese Herausforderung gestellt. Es war bis jetzt ein Prozess-

Marathon, und wir stehen vor dem Endspurt! Eure großzügigen Spenden, liebe Kameradinnen 

und Kameraden, haben ermöglicht, dass wir helfen konnten. Danke dafür Euch allen, und 

besonders den Nichtmitgliedern unter den Gebern! Mit diesem Witikobrief laden wir Euch 

auch ein, unser totes Kapital zu aktivieren. Es sind die auf der letzten Seite des Witikobriefes 

angebotenen Bücher. Bitte greift zu und tragt so bei, die Prozesskosten abzudecken!  

Mit nochmaligem Dank  

bin ich Eurer 

Felix Vogt Gruber 

 

 

 

Der Sudetendeutsche Tag  

findet am 3. und 4.Juni 2017 in Augsburg statt. 

Wir treffen uns an den Ständen unserer Freunde und 

bitten Euch, diese Gelegenheit zum persönlichen 

Kontakt wahrzunehmen! 

 

Bitte Bücherangebot auf S. 24 beachten!  
Es ist totes Kapital, das auf Aktivierung wartet! 

 

 

 

 

 

 

 

 
Felix Vogt Gruber 
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Ein postfaktisches Radiointerview Bernd Posselts 
„Piep, piep, piep, wir haben uns alle lieb!“ 

Dieser Kindervers ist die kompakte Umschreibung der Heimatpolitik des Herrn Posselt. Seine 

romantischen Harmonievorstellungen stoßen sich jedoch an einem Gebirge unbewältigter 

völkermörderischer Gräueltaten an den Sudetendeutschen vor 70 Jahren.  

Aber kein Problem!  

Wir leben ja in postfaktischen Zeiten! Da kann man diese ärgerlichen Restbestände geschichtlichen 

Wissens getrost beiseite schieben. So verhielt sich jedenfalls Herr Posselt bei einem tschechischen 

Radiointerview  am 8. Dezember 2016. Darin behauptete er postfaktisch (=wahrheitswidrig), die SL-

Satzung geändert zu haben, obwohl ihre vereinsrechtliche Anerkennung faktisch seit zwei Jahren in 

der Schwebe ist.  

Da man das in der CR allmählich auch bemerkt hat, wollte Herr Posselt vermutlich nachlegen. Leider 

verstieg er sich dabei zu einer beispiellosen αυτόπτυσις  (Autoptysis, Selbstbespeiung) , denn er schrieb 

die Schuld am deutsch-tschechischen Zerwürfnis den Deutschen zu!  Wörtlich sagte er: „Natürlich 

haben die Nazis ganz klar angefangen“  und eine Seite weiter: „Zuerst die Nazis, dann die 

Vertreibung“.  

Man ist fassungslos! Das ist Benesch hoch drei! Hat es nie einen 4. März 1919  gegeben? Sind die 

gewaltsame Besetzung des Sudetenlandes und zwanzig Jahre Unterdrückung dessen  

Bevölkerung nur ein Märchen?  Gesellt sich jetzt zur Verachtung des Rechts auch noch der Hass auf 

die Wahrheit? Gilt der Täterschutz jetzt auch in der SL mehr als der Opferschutz? 

Ein Übel gebiert zudem das nächste, denn es muss dann immer etwas vertuscht werden! Also holte die 

Sudetendeutschen Zeitung (SdZ) die Zensurschere heraus und ließ das erste der oben genannten Zitate 

(im Umfang von neun Zeilen!) kurzerhand weg,  nachzuprüfen in der SdZ vom 17.12.2016, S. 3!  Es geht 

eben nichts über eine „Qualitätspresse“ und deren Kunst der „strategischen Kommunikation“! 

Rücktritt ist fällig 
Existenz und Würde der sudetendeutschen Volksgruppe beruhen auf zwei Säulen. Sie heißen 

geschichtliche Wahrheit und Recht. Wer diese preisgibt, hintergeht Millionen von Landsleuten. Das 

darf nicht beschönigt werden. Bernd Posselt möge sich ins Gedächtnis rufen, was Dr. Rudolf Logman 

von Auen  am 24. September 1919, nach dem Diktat von St. Versailles sagte : „Nie wird unser Volk 

seinen Anspruch auf Selbstbestimmung aufgeben, nie wird es die Rechtsbeugung anerkennen…“  

Aus all dem folgt: Die Volksgruppe benötigt an ihrer Spitze einen Verteidiger ihrer Rechte und keine 

Sterbebegleitung. Wer das nicht sieht, sollte zurücktreten! 

Für den Kampf um das Recht muss man sich nicht schämen, denn es gibt keine Ordnung, die der 

Gerechtigkeit vorgezogen werden kann. Und der Weg zur Gerechtigkeit ist die Wahrheit. Das ist auch 

der Grund, weshalb die Feinde von Wahrheit und Recht ihre Kritiker mit wilder Diffamierung 

überschütten, Doch das geschieht nur aus Furcht vor der Unwiderlegbarkeit deren Positionen. 

 

 

Stoff für „Populisten“: 

Nach dem Ausscheiden aus der VW-Konzernspitze erhält die SPD-Politikerin Hohmann-
Dennhardt eine Abfindung von 14 Mill. €. Das ist ein Milliönchen für jeden Monat ihrer 
Tätigkeit. Aus dem Vollen schöpft auch unsere Regierung, wenn es um die Beobachtung der 
salafistischen Szene geht. Oft hat man das Gefühl, dass unsere Polizei für Anderes gar  
keine Zeit mehr hat. Ziemlich unbeholfen wirkt Präsident Trump im Kampf gegen unliebsame 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt. Es gab einmal Staatsmänner, die für diese Probleme andere 
Lösungen hatten. Zum Schluss eine Frage an die „hart arbeitenden Menschen“ bei uns: Wer 
wird am Ende für die den VW-Werken in den USA auferlegten Strafen zur Kasse gebeten? 
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Der verschwiegene Antisemitismus der Tschechen 
Im Vorjahr veröffentlichte Professor Wolf Gruner, Universität Los Angeles, das Buch „Die Juden-

verfolgung im Protektorat Böhmen und Mähren“. Damit stach der Autor in ein wahres Wespennest, 

denn er behandelt nicht so sehr die Judenverfolgung durch Deutsche, sondern vor allem den eigen- 

ständigen Beitrag der Tschechen in dieser unschönen Sache.  

Blicken wir zurück: Lange scheint die tschechische Nation im Ausland vom 

Eintreten Thomas Masaryks für den Juden Hilsner (angeblicher Ritualmord, 

1899) profitiert zu haben. Für den sudetendeutschen Leser kommen die 

Ausführungen Gruners aber nicht überraschend. So kennt man z.B. aus Pilsen 

den Ruf „Zidi a nemci ven!“ (Juden und Deutsche raus), der im November 1918  

erklang, als Randalierer die Fensterscheiben der Redaktionsstuben des Pilsner 

Tagblattes einwarfen. Bekannt war auch, dass in Prag bereits im Dezember 

1938 zahlreiche jüdische Universitätsprofessoren beurlaubt und „nichtarische“ 

Ärzte und Rechtsanwälte aus ihren jeweiligen Berufsverbänden ausschlossen wurden. Dies alles wird 

von Gruner bestätigt. 

Im Protektorat 
Für die Protektoratszeit ist interessant, dass der NS-Staat „kein Interesse an einer Rassenpflege zum 

Schutz des tschechischen Volkes“ zeigte. Es wurde der Protektoratsregierung grundsätzlich selbst 

überlassen, „ob und welche Maßnahmen sie gegen die Juden trifft“. (Staatssekretäre am 25.3.1939 in 

Berlin, S. 57). Das eröffnete „sowohl deutschen als auch tschechischen Beamten und Bürgern einen 

weiten „Gestaltungsfreiraum“ (S.19).  

Von deutscher Seite wurde dieser Raum vor allem wahrgenommen, wenn es um die Sicherstellung 

jüdischer Vermögenswerte ging. Bei allzu drastischen Plänen gelang es den Tschechen allerdings 

auch, für die Juden mildere Bedingungen durchzusetzen, so bei der Übertragung der Nürnberger 

Rassegesetze. Im übrigen bot sich landesweit ein Bild unkoordinierter Einzelmaßnahmen gegen Juden.  

Diese Vielfalt erschwerte es dem Autor offensichtlich auch, eine auf das Wesentliche reduzierte 

Darstellung zu liefern. Der Leser muss bei diesem Buch daher teilweise auf diese für den Historiker 

typische Dienstleistung verzichten.  

Es bietet sich ihm folgendes Bild: Es war von Ort zu Ort verschieden, wie die Juden behandelt 

wurden. Hier wurden sie aus ihren Häusern getrieben, dort mit Berufsverbot belegt, teils blieben sie 

ganz unbehelligt und andernorts wurden sie über die Grenze nach Polen geschickt. Im tschechischen  

Klattau (Klatovy, südlich von Pilsen) trat der Bürgermeister zurück, weil er gegen die Aus-

schreitungen antijüdischer Bürgergruppen nicht mehr ankam. 

Hier weitere Angaben in tabellarischer Form: 

1. Das tschechische Finanzministerium sperrte schon am 25.3.1939 die Bankkonten der Juden, 

ehe diese Methode 1940 vom Reichswirtschaftministerium kopiert wurde. 

2. 1940 kam es in einigen tschechischen Städten zur Ghettoisierung der Juden.  

3. Die Einführung des Judensterns wurde zuerst im Protektorat gefordert, doch erst 1941 in 

Berlin akzeptiert und mit Hilfe (des Widerständlers) Canaris reichsweit eingeführt. 

4. 1941 wurden bedürftige Juden, wie vorher schon in Deutschland, von der staatlichen 

Wohlfahrt ausgeschlossen. 

5. Die Kultusgemeinde Prag wurde mit der landesweiten Betreuung aller Juden beauftragt. Alle 

Juden des Protektorats sollten in Prag Wohnung nehmen (was aber nicht durchführbar war). 

6. Am 15.3.1939 betrug die Zahl der Juden im Protektorat 118.310. Am 15.6.1943 waren es noch 

48.273. Der Rückgang entstand durch Emigration  (25.374) und Deportation (74.741). 

Zum Verfasser 
Der Verfasser, Prof. Dr. Wolf Gruner, wurde noch in der früheren DDR ausgebildet. Das erklärt 

wahrscheinlich seine einseitige Sicht auf die Sudetendeutschen, die in der CSR nur „angeblich“ 

unterdrückt worden seien (S.34), denn nach seiner Meinung habe es dort großzügige Minderheiten-

schutzgesetze gegeben. Zum Besuch Hachas in Berlin schreibt er,  Hitler habe Hacha zu sich gerufen 

(S.44), obwohl das genaue Gegenteil richtig ist. DDR-geprägt ist auch Gruners Zitierliste, auf der sich 

(horribile dictu!) auch Hermann Rauschning (Gespräche mit Hitler) befindet (S.321!).  (F.V.) 

 
Prof. Dr. Wolf Gruner 
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                               Die Herbsttagung der ZFI 
Mit Erleichterung konnte man schon im Sommer 2016 wahrnehmen, dass die Arbeit des ZFI 

(Zeitgeschichtlichen Forschungsstelle Ingolstadt) trotz des plötzlichen Ablebens ihres Gründers, 

Dr. Alfred Schickel, fortgesetzt wird. Dazu gehörte wesentlich auch die Sicherstellung des 

Archivs in 67 Umzugskartons. Für den 18./19.November  lud sodann der neue Vorsitzende, 

der bekannte Publizist Gernot Facius, zur traditionellen Herbsttagung in die „Kurfürstliche 

Reitschule“ ein. Thema der Veranstaltung war „Die Vertriebenen als Opfer deutscher 

Geschichtspolitik“.  

Einer der Referenten war der Berliner Verleger und Publizist Konrad 

Badenheuer . Er bezeichnete das Verhalten der Regierung Merkel 

gegenüber den deutschen Heimatvertriebenen als „widersprüchlich“. Das 

wohl größte Verdienst der Kanzlerin sei, 2006 und 2007 die Forderung der 

damaligen polnischen Regierung Kaczynski nach einem De-jure-

Schlußstrich unter die Rechte der Vertriebenen wirkam zurückgewiesen zu 

haben. Doch davon spreche sie nie und wolle auch nicht dafür gelobt werden.  

Auf der anderen Seite stünden „zum Teil haarsträubende Unterlasungen“. So seien 

„exzellente“ Möglichkeiten, die Interessen der Vertriebenen klug zu vertreten, „mutwillig 

ausgelassen, ja weggedrückt“ worden. Als Beispiel nannte Badenheuer, der mehrere Jahre 

Pressesprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft war, das „Totschweigen der 

eindrucksvollen serbischen Restitutionspolitik“ seit 2011. Fazit des Referenten: Alles laufe 

auf eine „lautlose Abwicklung“ der deutschen Vertriebenen hinaus. 
 

Über Deutsche und Juden, ein Thema von „nicht vergehender Aktualität“, referierte der 

Historiker und Buchautor Günther Deschner (Königswinter). Er hob den „maßgeblichen“ 

Beitrag von Juden an der Gestaltung und Sicherung des deutschen Nationalstaates hervor. Im 

Dritten Reich sei der deutsch-jüdische Patriotismus fast ganz zerstört worden. Seine 

Rückholung wenigstens in die geschichtliche Erinnerung begegne unangemessenen 

Schwierigkeiten. Die allermeisten Juden, auch der heute in Deutschland lebenden, wüßten 

von der einstigen deutsch-jüdischen Symbiose nicht mehr viel, es werde auch kaum an sie 

erinnert. Deschner: „Denn die meisten dieser deutsch-jüdischen Patrioten der Vergangenheit 

müßten sich heute von einer überwiegend geschichtslosen BRD-Gesellschaft Kritik gefallen 

lassen.“ 

Der Historiker Konrad Löw (München) setzte sich kritisch mit Konzeption und Botschaft des 

2015 eröffneten „NS-Dokumentationszentrums München“ auseinander, das die bayerische 

Metropole vornehmlich als „Täterstadt“ zeigen soll. Löw bekräftigte den in dem mit seinem 

Co-Autor Felix Dirsch verfaßten Buch „München war anders“ (JF 45/16) erhobenen Vorwurf, 

daß wichtige Dokumente „ausgeblendet“ worden seien. Bekundungen von jüdischen 

Zeitzeugen, die den „dogmatischen Vorgaben“ für das Zentrum widersprächen, „blieben fast 

gänzlich unerwähnt“. (Quelle: G.Facius, JF, 2.12.16) 

Niemand würde sich für Deutschlands Schuld  interessieren,  

wenn Deutschland kein Geld hätte  
(Panajotis Kondylis, griechischer Philosoph) 

 

Menschen sind es, die das Gemeinwesen ausmachen, nicht Mauern! 
(Thykidides (455-396 v. Chr.) 

 

 
 

Kurfürstl.Reitschule 
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An der Mauer des Schweigens wird weiter gebaut! 

Vielleicht erinnern sich einige Leser des Witikobriefes noch an die Manipulationen am Buche 

Fürst Alfon von Clary Aldringens „Erinnerungen eines alten Österreichers“. Wir berichteten 

darüber 2015 (Folge 4, S.17) und rügten, dass bei der Übersetzung ins Tschechische zwei 

Kapitel ganz weggelassen und ein drittes wesentlich gekürzt wurden. Der Übersetzer hieß 

Milan Kourimsky. Das Ziel seiner Eingriffe war offensichtlich die Vertuschung von für 

Tschechen unangenehmen Tatsachen.  

Nun konnte Kourimsky als Wiederholungstäter überführt werden,  

nachdem ihm auch die Übersetzung des Buches „Prag, Caslavska 

15“ von Erika Härtl-Coccolini anvertraut worden war. Er spielte sich 

wieder als Zensor auf und leistete sich 31 Auslassungen und 27 

eigene, unauthorisierte  Fußnoten.  Die Auslassungen haben einen 

Umfang von bis zu 20 Zeilen und die Fußnoten waren bis zu einer 

halben Seite lang. Ziel dieser Manipulationen war wieder, unschöne, 

die Tschechen belastende Wahrheiten zu unterdrücken.  

Zwar heißt es bei Lenin: Die Wahrheit zu sagen, ist ein bourgeoises 

Vorurteil. Aber siebenundzwanzig Jahre nach dem Ende des 

Kommunismus steht man dennoch fassungslos vor derartigen 

Praktiken. Solange solches noch möglich ist, können wir uns 

Euregiones, Städtepartnerschaften, Jugendaustausch und vieles mehr 

sparen. Das Grundübel jenseits des Böhmerwaldes ist und bleibt leider der Mangel an 

Aufrichtigkeit.  
Quelle: Eckhardt Scheld, in: SdZ, 25.11.2016, S. 6) 

 

Der chronische „Mangel an Aufrichtigkeit“  
Für den Mangel an Aufrichtigkeit gibt es in der mittelosteuropäischen Literatur bedauerlicherweise 

viele „Vorbilder“.   Mit  Hajek und Jirasek seien zwei Beispiele herausgegriffen: 
Ein Werk “raffiniertesten Fälschertums” (Bretholz, Geschichte Böhmens und Mährens, S. 9) schuf 
Wenzel  HAJEK  in seiner 1541 erschienenen „Chronik von Böhmen”. Wo die Quellen fehlen, ergänzt 
er aus der Phantasie und scheut sich nicht, dabei auch konkrete Jahreszahlen anzugeben. Es ehrt 
Frantisek Palacky, daß er das Werk nur mit “Widerwillen” (ebda.) lesen konnte. Um einzelnen Adels-
geschlechtern zu schmeicheln, verlegt Hajek deren Wurzeln bis in die früheste Urzeit. Die Texte der 
damals schon wiederentdeckten römischer Schriftsteller mit ihren Angaben über die keltische und 
germanische Besiedlung  Böhmens beachtete er nicht. Trotzdem prägte dieses Buch 250 Jahre lang 
das Bild von der tschechischen Geschichte in Böhmen und anderswo. Noch 1775 gehörte Hajek zu 
den Lieblingsschriftstellern der Tschechen. Ja, man nannte ihn den tschechischen Livius. Die Irrtümer 
zeigte endlich der 1790 verstorbene Piarist Gelasius Dobner auf, so daß man wenigstens in 
Gelehrtenkreisen wieder auf festerem Boden  stand. 
Großen Einfluss auf die Einstellung der Tschechen zum Deutschtum nahm auch Alois JIRASEK  mit 
seinem 1915 erschienenen Roman  „Temno“ (Das Dunkel). Jirasek behandelt die Zeit von 1620  bis 
etwa 1800 und stellt Habsburg und die Katholische Kirche als antitschechisch dar.  Er spielt bei  den 
Tschechen die gleiche Rolle wie Sienkievicz mit seinen historischen Romanen bei den Polen.  

  

Es wäre alles gar nicht so schwer, wenn es leichter wäre! 

 
In der tsch.Übersetzung dieses 

Buches gibt es 31 Auslassungen 
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Auf dem Weg zur Schrumpfform der Deutschen Sprache! 
Bei den Grenzlanddeutschen gehörte der Gebrauch der Muttersprache immer zu den zäh verteidigten 

Rechten. Die Pflege der Muttersprache hatte hohe Priorität. Daher leistete sich im Sudetenland fast 

jede mittlere Stadt ihr eigenes Schauspielhaus. Freilich mussten dafür größte finanzielle Opfer 

gebracht werden, aber dafür wies unsere Heimat eine unübertroffene Theaterdichte auf. 
 

Sorgenvoll blicken daher heute viele von uns auf die Verfallserscheinungen an der „Sprachfront“. 

Nicht nur, dass mit der Rechtschreibreform die orthographischen Standards sanken, Erhebungen 

zeigen darüber hinaus, dass rund jeder vierte erwachsene Deutsche Schwierigkeiten im Gebrauch 

seiner Muttersprache hat! In konkreten Zahlen sind das 7,3 Millionen „funktionale Analphabeten“ und 

weitere 13,3 Millionen, die wegen ihrer Lese- und Schreibschwächen nur eingeschränkt  am 

öffentlichen Leben teilnehmen können. Warnungen hat es schon früher gegeben. Die einen machten 

den Rückgang des altsprachlichen Unterrichts verantwortlich, andere hielten die fortschreitende 

Visualisierung unserer Umwelt (Bilderflut in Büchern, Zeitungen, Fernsehen) für bedenklich. Wieder 

andere führen den Leistungsabfall auf  die vielen, meist ideologisch begründeten  Reformen im 

Schulwesen zurück.  

Falsche Konsequenzen 

Die Gesellschaft muss sich aber irgendwie mit diesem „Output“ der Schulen arrangieren, und so kam 

man auf das Konzept der „Leichten Sprache“. Dieses führt zu einer Infantilisierung der Ausdrucks-

weise  und funktioniert so: Die Sätze sind kurz und enthalten jeweils nur eine einzige Aussage. 

Nebensätze sind verpönt. Aussagen erfolgen in positiver Form und nicht in verneinenden Sätzen. Das 

Passiv und der Konjunktiv werden gemieden. Ebenso sind Genetiv, Metaphern, Redewendungen und 

Zahlen tabu. Der Wortschatz reduziert sich auf rund 700 Wörter (Bildzeitungs-Niveau). 

Barrierefreier Zugang  

Dieses Konzept erinnert an Inklusion und behindertengerechtes Wohnen. Angefangen soll alles in 

Finnland der siebziger Jahre haben. Das überrascht, denn gerade Finnlands Schulwesen lag bei den 

Pisa-Studien stets vorne. In den USA wurde die Idee von der „People First“ Bewegung aufgegriffen 

und erhielt 2008 Rückenwird durch die UN-Behindertenrechtskonvention, die einen „barrierefreien 

Zugang“ zu allen Informationen forderte, wobei sich barrierefrei auch auf linguistische Hürden bezog. 

Damit war ein neues Tätigkeitsfeld für Leute mit ausgeprägtem Helfersyndrom, aber auch mit 

gesundem Erwerbssinn geschaffen. Mehr und mehr gehen nun Behörden dazu über, ihre Verlaut-

barungen sprachlich zu simplifizieren. Hand in Hand damit schoss ein neuer Geschäftszweig empor, 

der diese Arbeiten in speziellen deutsch-deutschen Übersetzungsbüros erledigt. Auch Verlage wittern 

eine Marktlücke und legen bewährte Titel in einfacher Sprache auf. Natürlich reiten auch die 

Universitäten auf dieser Welle mit und schaffen neue  Planstellen für neue Fachbereiche. Das Ganze 

erinnert an die Rechtschreibreform, die ein riesiges Konjunkturprogramm für schlecht ausgelastete 

Verlage war. 

Landen wir bei einer Micky-Maus-Sprache?  

Es mag sinnvoll sein, komplizierte Behördentexte zu vereinfachen. Man muss eine Situation 

vermeiden wie im alten Rom vor der öffentlichen Ausstellung der Zwölftafelgesetze, als auch nur ein 

kleiner Kreis von Juristen genau wusste, was die Rechte jedes Bürgers sind. 

Schwieriger ist es aber bei literarischen Texten. Zur Entwicklung des homo sapiens gehört die 

Ausdifferenzierung der Sprache. Ein Roman lebt von einem großen Wortschatz und einer nuancen-

reichen Ausdrucksweise. Nur so sind Ironie, Satire und subtile Anspielungen möglich. Ein Text 

schrumpft bei Bearbeitung durch ein Vereinfachungsbüro bestenfalls auf eine schlichte Inhaltsangabe. 

Das Schlimmste ist aber, dass Spracharmut  auch zur Gedankenarmut  führt, denn Sprache und  

Denken  bedingen einander! Wenn wir auf sprachliche Komplexität verzichten, ruinieren wir unser 

Geistesleben und verlieren unser Weltverständnis. Es ist daher das falsche Signal, wenn an den 

Gymnasien die muttersprachlichen Standards erneut abgesenkt werden und bei der Notengebung 

mangelhafte Rechtschreibleistungen kaum noch ins Gewicht fallen. Wir müssen verhindern, dass sich 

unsere Kommunikation künftig auf Micky-Maus-Ebene abspielt. Denken wir daran, dass Deutsch  

bis zum 2. Weltkrieg  erste Wissenschaftssprache der Welt war!       (F.V.) 
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Wenzel Jaksch – ein sudetendeutscher Sozialdemokrat 

Wenzel Jaksch starb am 27. November 1966 bei einem Autounfall in Wiesbaden. Fünfzig 

Jahre danach gedachte die SPD-Fraktion im Hessischen Landtag seiner in einer Feierstunde.  

Den sudetendeutschen Politiker würdigten Thorsten Schäfer-Gümbel, 

Landesvorsitzender der SPD in Hessen und Fraktionsvorsitzender seiner 

Partei im Hessischen Landtag  sowie Helena Pässler, Vorsitzende der 

Seliger-Gemeinde in Hessen. Dabei wurde auch auf die Grabrede Willy 

Brandts vor 50 Jahren zurückgegriffen, in der es heißt: „Wir alle sind uns 

dankbar bewusst, was Wenzel Jaksch für das deutsche Volk zu leisten 

bemüht war. Und wie wesentlich er mit seinen Heimatvertriebenen, vor 

allem auch mit seinen sudetendeutschen Landsleuten, zum Aufbau und 

Ausbau unserer Bundesrepublik beigetragen hat.“ 

Nicht nur Parteipolitik  

Wie schon Willy Brandt andeutete, galt Wenzel Jakschs Sorge nicht nur seiner Partei. Er 

verstand sich als Fürsprecher aller Sudetendeutschen und vielleicht ganz Deutschlands. 

Daraus haben ihm Teile des sozialdemokratischen Exils sogar einen Vorwurf gemacht, denn 

hätte er sich nur als Vertreter der sudetendeutschen Sozialdemokratie präsentiert, wäre ihm 

wahrscheinlich ein Platz in den Gremien der Exiltschechen oder sogar im Kreise der 

kriegführenden Alliierten eingeräumt worden. 

Die Vorbehalte gegen ihn dauerten bei Kriegsende fort und gipfelten darin,  dass er von den 

Siegermächte bis 1949 in England zurückgehalten wurde. Jakschs „Fehler“ war nämlich, dass 

er Nachverhandlungen der Potsdamer Ergebnisse forderte, ein Anliegen für das er dank 

seiner Popularität  vielleicht auch Gehör bei den Massen gefunden hätte. Daneben zeigt das 

auch, wie ehrlich man es mit der demokratischen Erneuerung 

Deutschlands wirklich meinte. Richtig fies ist es dann aber, den 

Vertriebenen NS-Verstrickung vorzuwerfen, gleichzeitig aber den 

bewährtesten Demoktaten von ihnen fernzuhalten.  

Dornenreicher Weg auch in Deutschland 

Endlich zurück in Deutschland, fand Jaksch in Wiesbaden unter 

Georg-August Zinn ein reiches Betätigungsfeld. Obwohl „nur“ im 

Referat Landesplanung tätig, stammte  die aufsehenerregende 

Regierungserklärung Georg August Zinns 1950 aus seiner Feder! 

Selbstredend war er auch an der Gestaltung des Ersten 

Hessenplanes 1951-54 beteiligt.  

Jaksch war kein Verwaltungsmensch und erstrebte ein politisches Mandat. Leider lag sein 

Wohnort im stramm links orientierten SPD-Bezirk Hessen-Süd. Politiker seines Zuschnitts 

konnten dort nicht reüssieren. So musste Jaksch wahltechnisch nach NRW emigrieren, wo 

ihm Herbert Wehner einen Wahlkreis „verschafft“ hatte. Es lag auch an einigen 

„fortschrittlichen“ Sozialdemokraten aus Hessen-Süd, die Jaksch in den letzten Jahren seines 

Lebens verzweifelt ausrufen ließen: „Mich verbindet mit dieser Partei nichts mehr“. 

Schließlich bewogen ihn gewisse Ostpolitische Vorstellungen seiner Partei zur Rückgabe 

seines Parteibuches. Kurt Werner, der treue Helfer Jakschs in Wiesbaden, hat es persönlich 

als „Einschreiben“ an Erich Ollenhauer zur Post gegeben. Dieser nahm es aber nicht an und 

schickte es zurück. Jaksch nahm den Austritt zurück, sagte aber: „Das nächste Mal schicke 

ich ihnen das Parteibuch zerrissen hin“.  

 

 
Wenzel Jaksch 

Wenzel Jaksch um 1960 

am Ende einer Diskussion:   

„Wenn es uns nicht 

gelingt, unsere sudeten-

deutschen Landsleute 

wieder in die Heimat 

zurückzubringen, ist 

unser Leben umsonst 

gewesen“.  
(Mitteilung Roman Herzogs 1996 
beim  47.T ag der Heimat in Berlin). 
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Jaksch und der Witikobund 

Im Oktober 1959 fand die Jahresversammlung des Witikobundes in Würzburg statt. Wenzel 

Jaksch sandte ihr folgendes bemerkenswerte Grußwort: „Über die Bedeutung der  

Gesinnungsgemeinschaften sind wir uns wohl einig. Es ist mir aber ein Bedürfnis 

hinzuzufügen, dass der Witikobund im Dreiklang der Sudetendeutschen Gesinnungs-

gemeinschaften unentbehrlich ist. Die ideellen Traditionen des völkischen Lagers haben 

lange vor Hitler bestanden und verdienen auch in der Zeit nach 1945 ihre Bewahrung. In der 

Formung eines nationalen Bewusstseins, in dem auch die Grenzlanddeutschen und die 

Volksdeutschen schlechthin ihren Platz finden, liegt unsere gemeinsame Aufgabe.“ 

Achtung für Dr. Emil Franzel 

Dr. Emil Franzel war auch formal ein Apostat der Sozialdemokratie und wurde besonders 

1968 angefeindet, als ihm der Adenauer-Preis der Deutschland-Stiftung überreicht werden 

sollte. Das konnte Jakschs Respekt vor ihm  nicht erschüttern. Er kannte ihn aus den Jahren 

vor 1938 und rechnete ihm hoch an, dass er damals „als Einziger“ die Lage richtig erkannt 

und die richtige Strategie vorgeschlagen hatte, auch hinsichtlich der „großsprecherischen“  

reichsdeutschen Sozialdemokratie! 

Jakschs Vermächtnis 
Die hessischen Sozialdemokraten haben bei der Wenzel-Jaksch-Feier wesentliche Seiten im 

Leben des zu Ehrenden übergangen. Ein gewisser Schatten fiel auf die Feier auch, weil die 

Hessische Landesbeauftragte für Vertriebene, Frau Ziegler-Raschdorf, nicht eingeladen war. 

Man wird nicht fehlgehen, daraus Rückschlüsse auf den Stellenwert der Vertriebenen im 

Weltbild manches hessischen Sozialdemokraten zu ziehen. So glich die Feier etwas einer PR-

Schau, bei der man sich im Glanze eines großen Namens sonnte und wichtige Probleme 

ausblendete.  

Welch` eine Lücke klafft da zwischen dieser Einstellung und folgendem Stoßseufzer Jakschs 

in den sechziger Jahren: „Wenn es uns nicht gelingt, unsere sudetendeutschen Landsleute 

wieder in die Heimat zurückzubringen, ist unser Leben umsonst gewesen“.   (F.V.) 
 

(Quellen: Dr. Walter Brand, Der Witikobund, Weg-Wesen-Wirken, München 1969, S. 41, Roman Herzog, Rede 

zum TdH 1996,   Witikobrief 1976/10, S. 8,  sowie persönliche Mitteilungen Kurt Werners),  

                                  Ein Atlas von Breslau  
Seit 2010 veröffentlicht das Herderinstitut Marburg den historisch-topographischen Atlas schlesischer 

Städte. Der fünfte Band erschien 2016 und war Breslau, der europäischen Kulturhauptstadt dieses 

Jahres, gewidmet. Das Werk berücksichtigtalle Epochen der Stadtentwicklung und nennt auch die 

jeweiligen Einwohnerzahlen. Leider fehlen dabei aber Angaben zur 

ethnischen Zugehörigkeit. Erst bei der Zahl für 2011 wird mitgeteilt, dass 

unter den 630.131 Bewohnern Breslaus auch 17.750 Ukrainer und Juden  

sowie 1.153 Deutsche sind. Für die früheren Jahre muss man ins Internet 

schauen. Dort greifen wir die Zahl für 1910 heraus: In Breslau lebten 

damals 512.105 Menschen, davon waren 95,71 % deutsch, 2,95 % 

polnisch und 0,68 % tschechsich. Es wäre schön gewesen, das in dem 

Atlas zu lesen. Oder sollte da etwas vertuscht werden? 
 

Nach Verschleierung sieht auch der Gebrauch des Begriffes 

„wiedergewonne Gebiete“ aus. Zwar wird er als kommunistische 

Erfindung  bezeichnet, doch im Dunkel bleibt, dass Schlesien (wie 

Ostpreußen, Ost-Brandenburg und Pommern) bis 1945 eine der herausragenden deutschen 

Geschichtslandschaften war. 

In diesem Atlas wurde eine Fülle wichtiger Daten zusammengetragen. Dennoch fällt es schwer, ihn als 

wissenschaftlich zu bezeichnen. So gehört er am ehesten in die Rubrik „gehobene Propagandaschrift“ 

zur Beschönigung des Nachkriegsunrechts an Deutschland.    (Siehe PAZ, 6.1.17). 

 
Rathaus zu Breslau,  

Bau vor 1299, Umbau 1470 
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Gedanken zum Austritt Erika Steinbachs aus der CDU 

Nun hat sie also den letzten Schritt vollzogen und nach mehr als 40 Jahren ihre Partei – die CDU- 

verlassen, die schon lange nicht mehr so richtig die ihre war. Zu viele Demütigungen und 

Verunglimpfungen hat sie in der Vergangenheit geduldig ertragen, ohne dass die Rückendeckung der 

Parteigranden besonders deutlich zu spüren waren. 

Als Erika Steinbach 1991 im Deutschen  Bundestag als eine von 13 

Abgeordneten der CDU/CSU-Fraktion gegen die Anerkennung der 

Oder-Neiße-Grenze stimmte, wurde sie als reaktionäre Ewiggestrige 

verunglimpft. Sie begründete ihr Abstimmungsverhalten damals mit der 

Aussage:  „Man kann nicht für einen Vertrag stimmen, der einen Teil 

unserer Heimat abtrennt.“
 
Dem deutsch-polnischen Vertrag über gute 

Nachbarschaft stimmte sie 1991 allerdings zu. Die Geschichte im 

deutsch-polnischen Verhältnis bis heute sollte ihr dabei Recht geben. 

Im Jahr 2003 verließ sie die Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau mit der Begründung, dass 

„sich die evangelische Kirche in Teilen aufführt wie eine Ersatzpartei, statt Geborgenheit und 

Orientierung im Glauben zu geben“ und „ziemlich platt und unverblümt weltliche Politik“ betreibe. 

Deshalb wechselte sie in die altkonfessionelle Selbständige Evangelisch-Lutherische Kirche. 
 

Wie viele Menschen in Deutschland erkannte Erika Steinbach, dass die etablierten Parteien sich immer 

mehr einander ähnlich werden und eigentlich nur die Alternative für Deutschland (AfD) tatsächlich 

eine andere Politik für die Menschen in unserem Lande will. 

Als einstige Sprecherin für Menschenrechte und humanitäre Hilfe haben viele Bürger auf die 

Unterstützung von Erika Steinbach bauen können, deshalb ist es nur zu verständlich, dass sie auch als 

parteilose Abgeordnete den Menschen - ihren Wählern - und nicht einer Partei treu bleibt und deshalb 

das Abgeordnetenmandat behält. 
 

Als ehemalige Präsidentin des Bundes der Vertriebenen habe ich Erika Steinbach als streitbare und 

engagierte Vertreterin  der Interessen der deutschen Vertriebenen aus Polen, Tschechiens, der 

Slowakei oder Ungarn kennengelernt. Seitens der offiziellen Politik gab es außer wohlfeiler Worte 

oder medial geschickter Auftritte der Kanzlerin zu BdV-Jahresempfängen wenig aktive Unterstützung. 

Der ihr zustehende Sitz in der Stiftung „Flucht und Vertreibung“ wurde ihr, insbesondere durch das 

Eingreifen des deutschen Außenministers Westerwelle, streitig gemacht. Und auch ein Vortrag an 

einer deutschen Universität zur Besiedlung Deutscher im Osten wurde seinerzeit von linken Studenten 

verhindert, ebenso wie der jetzige Studentenmob an der TU Magdeburg eine demokratische 

Streitkultur mit Unterstützung des Dekans Dick verhinderte. Immer mehr wird deutlich, wie der 

Ungeist eines George Orwells in Deutschland schleichend um sich greift. 
 

Mutig und unerschrocken geißelte Erika Steinbach die illegale und gegen das Grundgesetz und 

deutsche Gesetze verstoßende Flüchtlings- und Migrationspolitik von Angela Merkel. Dabei verwies 

sie immer wieder darauf, dass all das nur möglich war und ist, weil es eben gegenwärtig keine echte 

Opposition in unserem Lande gibt. Deshalb hofft sie wie viele Menschen auf eine entscheidende 

Veränderung nach den Wahlen im September 2017. 
 

Das konsequente Verhalten von Erika Steinbach, wenn es auch für manchen sehr spät kam, verdient 

Respekt und Anerkennung. Die große Streiterin für Demokratie und Menschenrechte ist sich und uns - 

ihren konservativen Anhängern, zu denen ich mich sehr gern zähle - treu geblieben. Daran wird auch 

die Häme so mancher Kommentatoren der Mainstreampresse wenig ändern. 

Claus Hörrmann, Stellvertretender Bundesvorsitzender der Sudetendeutschen Landsmannschaft der XV. 

Bundesversammlung 

Die political correctness lähmt das Denken 

(Werner Schneider) 

 

 
Erika Steinbach, MdB 

https://deref-gmx.net/mail/client/CRXiTFyEscI/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fde.wikipedia.org%2Fwiki%2FEvangelische_Kirche_in_Hessen_und_Nassau
https://deref-gmx.net/mail/client/QnLvihdIj7o/dereferrer/?redirectUrl=https%3A%2F%2Fde.wikipedia.org%2Fwiki%2FAltkonfessionelle_Kirche
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                 Führungswechsel beim Sudetendeutschen Presseverein,  

                               dem Herausgeber der „Sudetenpost“ 

Im Neuen Rathaus von Linz/Urfahr fand eine außerordentliche Generalversammlung.des 

Sudetendeutschen Pressevereins e.V.  statt. Grund war der völlige Austausch des bisherigen 

Personals, bestehend aus Chefredakteur Manfred Maurer, Ehepaar Santner, Renate Friedrich 

und Geschäftsführer Ing. Peter Ludwig. 

Obmann Dr.Hans Mirtes leitete die Sitzung. Nach den Berichten und den Entlastungen trat 

auch der bisherige Vereinsvorstand zurück.  Die Versammlung sprach diesem und der 

bisherigen Redaktionsmannschaft den herzlichsten Dank für die geleistete Arbeit aus.  

Die fälligen Wahlen leitete Mag.Wolf Kowalski. Zunächst wurde Dr.Hans Mirtes als 

Ehrenobmann vorgeschlagen und einstimmig 

gewählt. Da für denVereinsvorstand nur ein 

Wahlvorschlag vorlag, fand eine  en bloc-Abstimmung 

statt, die den Wahlvorschlag einstimmig bestätigte. 

Die neue Vereinsführung besteht demnach 

aus  Obmann: Gerhard Zeihsel, Kassenwartin: 

Gertrude Dwornikowitsch, Schriftführerin: Christa-

Gudrun Spinka-Grech.  

Beschlossen wurde auch eine Statutenänderung, mit 

der der Vereinssitz von Linz nach 4210 

Gallneukirchen, Narzissenweg 5, verlegt wird.  Die 

Sudetenpost – Redaktion übersiedelt in das Haus der 

Heimat, 1030 Wien, Steingasse 25, E-Mail: sloe@chello.at, Tel. 0043 (0)1 718 59 19, FAX: 

0043 (0)1 718 59 23. Hier können auch Sudetenpost-Abos bestellt werden, die Abo-Preise 

bleiben 2017 gleich.  

Inzwischen hat der neue Vorstand die neue Redaktion für die Sudetenpost  zusammengestellt. 

Mit der Berufung von Gernot Facius zum Chefredakteur ist dies bestens gelungen. Mehr als 

ihr Gesellenstück lieferte die neue Mannschaft am 12.1.2017 mit der ersten Zeitungsfolge ab, 

deren Beiträge sich durch Wahrheit und Klarheit und eine bemerkenswerte 

Informationsdichte auszeichnen. 

 

 

 

 

Hast Du schon Dein Scherflein für den Rechtskampf beigesteuert? 

HypoVereinsbank München: IBAN: DE31700202706880157106; BIC: HYVEDEMMXXX) 

 

 

 

Fake-News gibt es, seit es Journalismus gibt 

 

 

 

 

 
Aus der Generalversammlung, von links: Ing. Stiedl, 

Prof. Kowalski, Dr. Mirtes, Johanna Cavagno, Ing. 

Ludwig (Foto: Christa-Gudrun Spinka-Grech) 

mailto:sloe@chello.at
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Vertrauliche Berichte tschechoslowakischer Botschafter 1933 – 1938 
 
Als 1939 das Protektorat errichtet wurde, hatten deutsche Beamte auch Zugriff auf Akten der csl. Regierung 
vor 1939. Gefunden wurden z.B. zahllose Quittungen ausländischer Journalisten, die in ihren Blättern 
weltweit Tendenzberichte für die CSR geschrieben hatten. Abgedruckt wurden diese Belege in Rudolf Urban, 
„Demokratenpresse“, 1940. 
Einen Blick hinter die Kulissen erlauben auch die von den Historikern leider noch zu wenig beachteten 
vertraulichen Berichte csl. Botschafter an ihre Regierung. Sie wurden von Prof. Berber in dem Buch 
„Europäische Politik 1933-1938 im Spiegel der Prager Akten“ (Essen 1942, 135 Seiten) publiziert und bringen 
umfassend die unlauteren Machenschaften gegen die Sudetendeutschen und gegen Deutschland ans Licht. 
Die interessantesten Teile daraus werden im Folgenden schlagwortartig wiedergegeben.   
Die Berichte sind (wie im Buche Prof. Berbers) chronologisch angeordnet und können nach dem Datum zitiert 
werden. Hinter dem Datum stehen in Klammern Funktion, Name und Einsatzort des jeweiligen 
Berichterstatters. 

1933 
09.02.1933 (Botschafter Vaclav Mastny, Berlin): Hitler betont, daß die im Volkssportprozeß 
angeklagten Sudetendeutschen nichts mit seiner nationalsozialistischen Bewegung zu tun haben. 
21.03.1933 (Geschäftsträger Cerny, London): In Großbritannien wünscht man ausnahmslos, daß die 
Frage des polnischen Korridors eine für beide Seiten annehmbare Lösung finde. 

25.03.1933 (Mastny, Berlin): Die Haßkampagnen einiger tschechischer Zeitungen 
gegen Deutschland sind eines Kulturvolkes unwürdig und können zu unfreundlichen 
Gegenreaktionen führen. Das deutsche Außenamt habe sich ihm gegenüber stets 
korrekt verhalten. 
31.03.1933 (Botschafter Osusky, Paris): Der Revisionsartikel 19 des Versailler 
Vertrages darf unter keinen Umständen angewandt oder auch nur erwähnt werden. 
24.04.1933 (Mastny, Berlin): Der französische Botschafter Francois-Poncet hält 
Hitler für einen aufrichtigen Menschen, der in der Außenpolitik Sinn für Mäßigung 
habe. 
10.05.1933 (Gesandter Girsa, Warschau): Über einen Präventivkrieg gegen 
Deutschland wird von Marschall Pilsudski und im polnischen Generalstab 

nachgedacht. 
11.09.1933 (Geschäftsträger Ibl, Paris): England wäre zu Zugeständnissen in der Abrüstung der 
Landheere, niemals aber der Luftwaffe bereit. 
21.12.1933 (Mastny, Berlin): Die Absicht Hitlers, die Lage durch Nichtangriffspakte mit Frankreich 
und England  zu beruhigen, ist „vollkommen aufrichtig“. 

1934 
15.01.1934 (Gesandter Girsa, Warschau): Laut General Sosnkowski hegt man in polnischen 
Militärkreisen dieselbe Animosität gegen Deutschland wie früher. 
19.02.1934 (Erlaß des Außenministers Benesch): England bereitet eine große Luftflotte vor. 
25.02.1934 (Mastny, Berlin): Nach dem Nichtangriffspakt mit Polen ist Deutschland auch eifrig um 
ein gutes Verhältnis zur CSR bemüht. Das zeigte sich z.B. in Sachen Sudetendeutscher Heimatbund. 
Dieses günstige Klima ist aber gefährdet, wenn die tschechische Presse Deutschland weiter durch 
unsachliche Darstellungen reizt.  
01.03.1934 (Gesandter Chvalkovsky, Rom): Eden zeigte sich nach einem Besuch in Berlin von Hitler 
„sehr angenehm“ überrascht. Eden hält Einigung mit Deutschland für möglich. Der Schlüssel zur 
Abrüstung liege nur bei Frankreich.  

15.03.1934 (Botschafter Jan Masaryk, London): Churchill macht „eine Phase 
alarmierender Geisteshaltung“ durch. Er spricht unentwegt von Kriegsgefahr und mahnt 
zur Rüstung. Eden sprach in Berlin fünf Stunden mit Hitler und hatte von diesem einen 
sehr guten Eindruck. Er hält ihn für einen ehrlichen Fanatiker, der den Krieg nicht will. 

 
Botschafter 

Mastny 

 
Jan Masaryk 
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18.04.1934 (Erlaß Beneschs): Der Anschluß Österreichs wird Deutschland im Süden beschäftigen, was 
zur Entlastung Polens im Norden führt. Daher wird sich Polen dem Anschluß nicht entgegenstellen. 
13.07.1934 (Geschäftsträger Ibl, Paris): England ist nach Einschätzung der Franzosen froh, wenn über 
Abrüstung überhaupt nicht gesprochen wird und es im Stillen aufrüsten kann. 
13.09.1934 (Krofta, Kanzleichef im Außenministerium): Unser Verhältnis zu den Sudetendeutschen 
hat sich „etwas getrübt“. Wir müssen zugeben, daß an vielen Orten der Unterschied zwischen den 
neuen tschechischen Schulen und den alten deutschen einigermaßen herausfordernd wirkt. Durch 
Druck wird nichts erreicht. „Unsere Deutschen“ weisen auf Verfolgung wegen vermeintlichen 
Hakenkreuzlertums und auf überflüssige Schikanen hin. 
24.10.1934 (Mastny, Berlin): Hitler sprach mit Francois-Poncet über den Versailler Friedensvertrag, 
der Regelungen über das Territorium und die Abrüstung enthalte. Deutschland wolle keine Revision 
der Grenzen, bis auf den Korridor. Bei der Abrüstung lehne Deutschland aber demütigende 
Bestimmungen ab und bestehe auf Gleichberechtigung. 
31.10.1934 (Gesandter Girsa, Warschau): Polen rechnet mit friedlicher Regelung der Streitfragen und 
nicht mit einem Krieg. 
15.11.1934 (Masaryk, London): England rüstet seine Luftwaffe fieberhaft rund um die Uhr auf. Die 
Aufwendungen betragen etwa das Dreifache dessen, was im Staatshaushalt erkennbar ist. 

1935 
14.03.1935 (Krofta) Die Lebensverhältnisse in Deutschland sind nicht gerade glänzend. Aber 
angesichts der Größe des deutschen Volkes, der festen Fundierung des Staates und der besonderen 
Qualität der Nation muß mit einer sehr langen Dauer der NS-Herrschaft gerechnet werden. 
28.03.1935 (Mastny, Berlin): Francois-Poncet vermutet, daß Hitler auf den britische Minister Simon 
glaubwürdig und aufrichtig gewirkt hat. 
17.05.1935 (Gesandter Ibl, Paris): Die Deutschen gewährten den Sowjets einen Kredit von 200 Mio. 
RM, weil sie sich das Verhältnis zu ihnen nicht verbauen wollen. 
22.05.1935 (Erlaß des Außenministers Benesch): Nach dem Wahlerfolg Henleins beurteilt Benesch 
dessen Partei als nicht irredentistisch. Auch werde sie bald auseinanderfallen. 
23.05.1935 (Krofta): Für die tschechoslowakische Außenpolitik ist es sehr unangenehm, daß die 
Henleinpartei die größte der CSR ist, weil wir von ihr immer behauptet haben, daß sie gegen den 
Staat sei. Berlin hat für Henlein kein Interesse bekundet. 
25.05.1935 (Mastny, Berlin): Die verhältnismäßige Aufrichtigkeit von Hitlers Friedenswillen liegt in 
der deutschen Hoffnung auf eine automatische Lösung der Probleme (z.B. in der CSR und in 
Österreich). Hitler besteht entschieden auf dem Recht der Selbstbestimmung. Das Verhältnis der CSR  
zu Deutschland ist offiziell korrekt, wegen unseres inneren Verhältnisses zu den Sudetendeutschen in 
Wirklichkeit aber schlecht. 
30.09.1935 (Geschäftsträger Smutny, Warschau): Die polnische Kampagne gegen die CSR war in den 
letzten Wochen so intensiv wie seit Januar 1934 nicht. Die Polen sind eine Nation, die in der 
Geschichte immer durch irgendjemand irgendwo verfolgt wurde oder sich dies einbildet. 
Selbstmitleid und Rachewunsch sind Bedürfnis der polnischen Seele. 

1936 
26.03.1936 (Gesandter Slavik, Brüssel): Ein belgischer Kenner der britischen Industrie ist von der 
fieberhaften Aufrüstung Englands überrascht. Die britischen Industriellen verhehlen nicht, daß 
gegen Deutschland gerüstet wird. 
14.07.1936 (Slavik, Warschau): Direktor Kobylanski vom polnischen Außenministerium gibt zu, daß 
der Schuldige in Danzig nicht (der Deutsche) Greiser sei, sondern der (polnische) Oberkommissar  
Lester, der sich unzulässigerweise in die inneren Angelegenheiten der Freien Stadt einmischte. Nach 
Ansicht des französischen Botschafters Noel entspricht Kobylanskis Meinung der Politik des 
polnischen Außenministers Beck. 
08.10.1936 (Vortrag des Außenministers Krofta): Der Brite Eden wußte nicht, daß es in der CSR 
deutsche aktivistische Parteien gibt, die mit der Regierung gegen die Henleinleute arbeiten.  
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17.12.1936 (Vortrag Kroftas): Die Sudetendeutschen können nach den deutschen Rassegrundsätzen 
nicht als vollwertiges deutsches Volk angesehen werden. 

1937 
13.03.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Sikorski bedauert, daß Frankreich einen Rüstungskredit an 
Polen vergab, ohne den „Kopf Becks“ dafür zu verlangen. 
08.04.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Als der französische Botschafter Noel in einem Auto mit 
polnischem Kennzeichen durch Ostpreußen reiste, war er polenfeindlichen Bemerkungen der 
Bevölkerung ausgesetzt. 
05.06.1937 (Osusky, Paris): Roosevelt bleibt in Sachen Abrüstung passiv, solange die von Hitler und 
Mussolini aufgeworfenen politischen Fragen wie auch das wirtschaftliche Regime der Autarkie nicht 
geregelt sind. 
17.06.1937 (Vortrag Kroftas): In Polen, in den Kreisen um Oberst Beck, herrscht ständig eine 
antitschechische Stimmung. 
04.08.1937 (Geschäftsträger Prochazka, Warschau): Vor der Unterzeichnung des deutsch-polnischen 
Paktes im Januar 1934 bot Polen Frankreich wiederholt an, mit ihm einen Präventivkrieg gegen 
Deutschland zu führen. 
11.09.1937 (Vortrag Kroftas): Die öffentliche Meinung in England und Frankreich ist für eine 
Volksabstimmung im Sudetenland. Den jeweiligen Regierungen muß daher gesagt werden, daß dies 
für uns unannehmbar ist.  
10.10.1937 (Vortrag Kroftas): Frankreich sichert der CSR rückhaltlose Hilfe zu.  
14.10.1937 (Vortrag Kroftas): Die größten Schwierigkeiten gegenüber Deutschland entstehen durch 
das Staatsschutzgesetz, dessen Durchführung jedoch nicht unterbleiben kann. 
07.11.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Polen hat in den letzten Jahren dazu beigetragen, seine 
eigene und die Autorität des Völkerbundes in Danzig zu schwächen, so daß seine Rechte in Danzig 
heute nur noch auf dem Papier stehen. 
02.12.1937 (Osusky, Paris): Die CSR ist bei den Mitgliedern der englischen Regierung besser 
angesehen als in der Öffentlichkeit. Die CSR wird als Riegel gegen Deutschlands Expansion in das 
Donaugebiet gesehen. 
10.12.1937 (Gesandter Slavik, Warschau): Der französische Botschafter Noel teilt mit, daß Hitler 
gegenüber Halifax keine konkreten Forderungen an die CSR erhoben hat. In London gibt man zu, mit 
diesen Gesprächen Zeit gewinnen zu wollen. 

1938 
20.01.1938 (Osusky, Paris): Ungarn beschwert sich darüber, daß die CSR für die madjarische 
Minderheit nicht das getan hat, was sie versprochen hat. 
21.02.1938 (Osusky, Paris): Frankreich bat England, in Berlin wegen Österreich vorstellig werden. 
England hat wegen des Konfliktes zwischen Eden und Chamberlain bisher nicht darauf geantwortet. 
23.02.1938 (Mastny, Berlin): Henderson ist von der Aufrichtigkeit Hitlers, sich der CSR zu nähern, 
überzeugt. 
24.02.1938 (Vortrag Kroftas): Deutschland hat erstmals angedeutet, daß sein gutes Verhältnis zur 
CSR von der Lage der Sudetendeutschen abhängt. Der Gesandte Eisenlohr beginnt, sich mehr und 
mehr in die Verhältnisse der CSR einzumischen und spricht mit den Henleinleuten. 
12.03.1938 (Mastny, Berlin): Baron Neurath betont, die „österreichische Sache“ sei eine 
„Familienangelegenheit“ und betreffe nicht die CSR. Deutsche Truppen halten einen Abstand von 30 
Kilometern zur CSR-Grenze. Neurath habe „leider“ wieder angeregt, den „Deutschen bei uns“ 
wenigstens einige Zugeständnisse bei der kulturellen Autonomie zu machen. 
17.03.1938 (Masaryk, London): Prag möge irgendeinen politischen und wirtschaftlichen Ausschuß für 
“unsere Deutschen“ bilden, um Zeit zu gewinnen und durch irgendeine Geste die englische 
Öffentlichkeit zu beruhigen.  
23.03.1938 (Mastny, Berlin): Im Ausland (namentlich in England und bei seinen Diplomaten in Berlin 
und Prag) ist die „Theorie“ stark verbreitet, daß den Deutschen bei uns tatsächlich Unrecht angetan  



21 
 

WITIKOBRIEF 1/2017                            Seite 21                                                        Feber  2017 

 
werde. Unter „Ausgleich“ sei ein Ausgleich mit den Henleinleuten zu verstehen. Auch in Kreisen 
nüchterner Deutscher sind nach dem Anschluß Österreichs die Forderungen dafür ziemlich 
gewachsen. Nach Ansicht des englischen Botschafters machte Frankreich den Fehler, die CSR gegen 
Deutschland aufzuhetzen und von einer Übereinkunft abzuhalten. Die Deutschen in der Republik  
hätten bisher ihre Rechte nicht erhalten. England habe darüber ernsthafte Informationen, seit 
Henderson in Karlsbad war. Die Deutschen müssten in irgendeiner Form eine Autonomie erhalten. 
21.04.1938 (Vortr. Krofta): Der Defensiv-Vertrag CSR-Frankreich ist nur gegen Deutschland gerichtet. 
26.04.1938 (Osusky, Paris): Jeder Aufschub von Verhandlungen mit den Sudetendeutschen kann den 
Briten als Vorwand dienen, sich aus dem Engagement für die CSR zurückzuziehen. 
28.04.1938 (Masaryk, London): Hore-Belisha teilte führenden USA-Vertretern vertraulich mit, daß 
das Schicksal der CSR besiegelt sei. 
14.05.1938 (Osusky, Paris): Henderson ist überzeugt, daß Deutschland sich bemühe, die 
Sudetendeutschen zu beruhigen und nicht aufzureizen. Ribbentrop meint, Benesch suche nur 
Scheinlösungen und wolle dem Krieg nicht ausweichen. Es wäre für die CSR verhängnisvoll, meint 
Osusky, wenn auch die französische Regierung zu dieser Überzeugung käme. 
22.05.1938 (Osusky, Paris): Bonnet befürchtet, daß die Mobilmachung der CSR eine Mobilisierung 
Deutschlands rechtfertigen könnte. 
16.06.1938 (Masaryk, London): Henderson beklagt sich über den unwahren CSR-Bericht von 
deutschen Truppenbewegungen. Sein Protest in Berlin sei daher eine große Blamage gewesen. 
02.07.1938 (Krofta an Osusky, Paris): Frankreich möge sich gegen unwillkommene jüdische 
Einwanderung durch andere Mittel als Sichtvermerkszwang schützen. 
04.07.1938 (Osusky, Paris): Deutschland arbeitet verstärkt an den Befestigungen seiner Westgrenze, 
weil es offenbar Folgerungen aus der Mai-Mobilmachung gezogen habe.  
25.07.1938 (Osusky, Paris): Frankreich rät, den britischen Vermittler (Runciman) zu akzeptieren, denn 
damit könne man einen Volksentscheid vermeiden und Deutschland aus dem Streit ausschalten. 
26.07.1938 (Masaryk, London): Chamberlain will um jeden Preis Zeit gewinnen. 
31.08.1938 (Masaryk, London): Vansittart beschwert sich, von Benesch getäuscht zu werden, weil er 
den Sudetendeutschen nicht soviel gibt, daß die Weltmeinung sich hinter die CSR stellt. Die CSR 
müsse jetzt sofort einen „faktischen“ und keinen „theoretischen“ Standpunkt einnehmen.  
01.09.1938 (Osusky, Paris): Die Berichte Runcimans aus Prag riefen in London einen gefährlich 
schlechten Eindruck hervor.  
10.09.1938 (Gesandter Slavik, Warschau): Im polnischen Außenministerium begrüßte man den 
Abtretungsvorschlag in der „Times“ vom 7.9.38 mit Begeisterung. Er sei eine Bestätigung für die 
Richtigkeit der polnischen Politik gegenüber der CSR.  
10.09.1938 (Masaryk, London): Die CSR sollte Newton noch heute mitteilen, daß das Plebiszit für 
Prag unannehmbar sei, damit die „Haderlumpen“ in London keine Ausrede haben. 
13.09.1938 (Masaryk, London): Henderson hat Chamberlain davon überzeugt, daß am 21. Mai keine 
Verschiebung deutscher Truppen stattfand. 
19.09.1938 (Osusky, Paris): Bonnet stellte sich entschieden gegen einen Volksentscheid, weil dann 
auch die übrigen Minderheiten einen solchen fordern würden, was das Ende der CSR bedeutete. 
Daher erkannte man in London, daß nur eine unmittelbare Überleitung des Gebietes bliebe, zumal 
Präsident Benesch selbst eine Abtretung des Sudetengebietes an Deutschland erwäge (sh. Necas-

Geheimbrief, F.V.). 

19.09.1938 (Militärattache Bulandr, Sofia): Der französische Militärattache Major de Robien wirft der 
CSR vor, die Sudetendeutschen in zwanzig Jahren nicht für das Zusammenleben gewonnen zu haben. 
Auf der Friedenskonferenz habe sie die Sudetengebiete betrügerisch gewonnen.  
20.09.1938 (Masaryk, London): Der französische Generalstab habe erklärt, militärisch völlig 
unvorbereitet zu sein, besonders in fliegerischer Hinsicht.  
26.09.1938 (Erlaß Außenminister Kroftas): Die CSR nimmt die polnischen Grenzforderungen an.                    
 

                                 (Auswertung: F.Volk, Erstabdruck Witikobrief Feber 2012) 
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Wichtiges in Kürze 

Die Welt verstehen!  
1. Im Jahre 2011 besaßen in Deutschland über 4,3 Mio. Personen  einen Doppelpass. Verteilung in Tsd.: 

Russland: 712 / Polen: 686 / Türkei: 530 / Kasachstan:  479 / Rumänien:  185 / Italien: 154 / Serbien-

Montenegro:  92 / Marokko:  86 / Iran:  84 / USA:  69  (Quelle  Bundesinnenministerium). 

2. Die Welt ist erleichtert! Die Rotationsgeschwindigkeit unserer Erde nimmt zwar immer noch ab, aber 

nach neuesten Messungen beträgt die Verzögerung nicht 2,3 Millisekunden (ms) in 100 Jahren, sondern nur 

1,8 ms! (FAZ, 14.12.2016).  

3. Henri Nannen unterstützte mit seiner Illustrierten „Stern“ die Ostpolitik Willi Brandts. Doch 1976 

erkannte er, dass die Hoffnung auf „Wandel durch Annäherung“ eine „Illusion“ war (Stern, 5/1976). 

4. In England wird man sich zunehmend der Greuel der Kolonialzeit bewusst. So musste jetzt die Queen 

Mary-Universität in London eine Tafel für den wegen seiner völkermörderischen Taten im Kongo 

berüchtigten belgischen König Leopold II (1835-1909) entfernen  (FAZ, 21.12.2016, S. 9). 

5. Deutsche Haushalte sind ärmer als portugiesische oder griechische. Der europ. Mittelwert liegt bei 

104.000 €, Deutschland erreicht mit 60.400 gerade 58,5 % davon. (EZB-Studie 2014). 

6. Jeder zweite Gymnasiast in der CR hält den Geschichtsunterricht für unausgewogen. Die Neuere 

Geschichte käme gegenüber der Alten Zeit  zu kurz (Webove strana 31.12.16). 

7. In Europa wurden 2016 in den ersten drei Quartalen  988.000 Asylanträge gestellt, davon rd. 650.000 in 

Deutschland. Weit dahinter folgen Italien (85.000) und Frankreich (62.000) (Welt, 3.1.2017) 

8. Vor dem 1. Weltkrieg war es Deutschland, das als letztes Land mobilisierte (Nick Kollerstrom, How 

Britain initiated both World Wars, S. 14). 

9. Im Jahre 2016 verzeichnete das Auswärtige Amt 105.000 Familiennachzüge, vorallem aus Syrien und 

dem Irak (JF, 27.1.17). Eine Steigerung des Nachzugs wird nach den Bundestagswahlen erwartet. 

10. Nach dem Willen von Präsident Uli Hoeneß muss beim FC Bayern München in der Kabine künftig 

wieder verstärkt Deutsch gesprochen werden (T-Online, 4.1.17). 

11. Die RAF-Prominenten Horst Mahler, Urike Meinhof und Gudrun Enslin wurden während ihres 

Studiums von der Studienstiftung des deutschen Volkes für Hochbegabte gefördert (FAZ, 17.1.17, S.8). 

12. Im Jahr 2017 sollten ursprünglich die Rudolf-Hess-Akten freigegeben werden. Marg. Thatcher verfügte 

aber (aus durchsichtigen Gründen?) eine Verlängerung der Sperrfrist um 30 Jahre!  

13. Die Sowjetunion verlor im 2. Weltkrieg 13,6 Mio Soldaten, die USA „nur“ 260.000 (Bandulet, 

Beuteland, S. 51). 

14. Die 27 katholischen Bistümer und die 20 Evangelischen Kirchenverbände Deutschlands erhielten 2016 

mehr als elf (11) Mrd. €  Kirchensteuer (FAZ, 28.1.2017, S. 1). 

15. Alleine in Schleswig Holstein werden die Besitzer von Windrädern mit 300 Mio Euro für nicht 

benötigten Ökostrom („Wegwerfstrom“) entschädigt (Sylter Rundschau, 12.12.2016). 

16. Erstaunlicherweise kam beim Eröffnungskonzert der Hamburger Elbphilharmonie kein einziges Werk 

des Barock-Komponisten und ehemaligen Hamburger Cantors Georg Philipp Telemann zur Aufführung. 

17. Wie bisher auch sind die Deutschen Oberschlesiens auch bei der nächsten Bundestagswahl 

wahlberechtigt. Der deutsche Innenminister erinnerte die zuständigen polnischen Kommunen an die dabei 

einzuhaltenden Regeln (Information der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bundestages) 

 

 

Nachruf:  

Dr. Herbert Fleissner † 
Der Witikobund trauert um Dr. Herbert Fleissner. Er hatte die Mitgliedsnummer 555 und war damit 

„dienstaltersmäßig“ das zweitälteste Mitglied unseres Bundes. Seit dem Jahre 2004 zierte sein Name 

auch die Liste der Senatoren des Witikobundes. Regelmäßig besuchte Dr. Fleissner am 

Sudetendeutschen Tag (ST) den Stand der Witikonen. Zum letzten Mal trafen wir mit ihm am ST 2015 

in Augsburg zusammen. Dabei beschwor er uns mit den Worten: „Nur nicht nachgeben!“  

Herbert Fleissner wurde am 2. Juni 1928 in Eger geboren. Nach Kriegsende geriet er in tschechische 

Haft und sollte in ein Zwangsarbeitslager kommen. Auf dem Weg dorthin gelang ihm die Flucht. Er 

schlug sich zu einem Onkel nach Österreich durch, maturierte in Salzburg und nahm in Innsbruck ein 

Jurastudium auf, das er 1952 mit der Promotion beendete.  

 

http://www.t-online.de/themen/uli-hoeness
http://www.t-online.de/sport/fussball/bundesliga/id_64393830/fc-bayern-muenchen-aktuell-alle-news-zum-fc-bayern.html
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Anfänge als Kleinverleger  
Schon als Student verfasste er eine Denkschrift über das Verbrechen der Vertreibung und brachte sie 

unter die Leute. Daraus entstanden 1952 in München der Klinger- 

und der Bogenverlag. Letzterer hatte seinen Schwerpunkt im 

Vertriebenenbereich. Sein erster Autor war sein egerländer 

Landsmann Wilhelm Pleyer mit dem Buch „Das Tal der 

Kindheit“. Es folgten Reinhard Pozorny (Finale in Agnetendorf, 

Wir fanden die Freiheit) und Viktor Aschenbrenner sowie Prof. 

Herbert Cysarz.  Bis zu einem gewissen Grade enthielt sein 

Sortiment auch Angebote für wertkonservative und nationale Leser. 

Mit diesen wandte er sich an eine „schweigende Mehrheit“, an 

deren Vorhandensein er glaubte und die ihm zum Teil auch den geschäftlichen Erfolg brachte. 

Großes Augenmerk widmete Fleissner der burschenschaftlichen Arbeit. Er war Leiter des „Burschen-

schaftlichen Arbeitskreises für Grenzlandfragen“, dem Studenten von mehr als zwei Dutzend 

Korporationen angehörten. Zu dessen Bildungsprogramm gehörten Vorträge und Studienreisen an die 

tschechische Grenze und nach Südtirol. Er selbst gehörte der Burschenschaft Suevia an. 

Geschäftlich entwickelte sich Fleissner durch Verlagsübernahmen weiter. Der erste größere Zukauf 

erfolgte 1962 mit dem Wiener Amalthea-Verlag. Damit wurde er Herausgeber der Österreichischen 

Biographie ab 1815 und des Internationalen Freimaurerlexikons. Beide Projekte setzte er wagemutig 

fort. Für die Biographie organisierte er gleich 19 neue Beiträge. 1966 erwarb Dr. Fleissner den Herbig-

Verlag und 1967 den Langen-Müller-Verlag. 1972 lag sein Umsatz bei 10 Millionen DM, was er 

Autoren wie Solschenizin (August 1914), und Fernau (Cäsar lässt grüßen) verdankte, die über 

Wochen die Bestsellerlisten anführten. Am Ende umfasste sein Imperium 16 Verlage mit einem 
Programm von bis zu 400 Buchtiteln jährlich! Eine Autorenliste siehe am Ende des Beitrages! 

Beckmesserische Konkurrenz  

Durch den Erwerb des Herbig-Verlages gehörte Fleissner plötzlich auch zu einer Werbegemeinschaft 

von 19 Verlagen, darunter auch einige „ultraliberale“, die sich an den beiden Kleinverlagen Fleissners 

für die Vertriebenen und das nationale Spektrum stießen. Man  wollte ihn aus der Werbegemeinschaft 

hinausdrängen, wogegen sich Fleissner entschieden wehrte. Bürokratisches Taktieren und 

unerfreuliche Prozesse führten schließlich zum Verlust der Mitgliedschaft. Nichtsdestoweniger 

verkaufte er die beiden Kleinverlage an den BdV-Vorsitzenden 

Richter, was nach seinen Angaben schon länger geplant gewesen 

sei. Im Jahr darauf  (1969) verzichtete Fleissner vorsichtshalber 

auf die Teilnahme an der Buchmesse. Seine Begründung 

leuchtete ein, denn die Messeleitung hatte beschlossen, erstmals 

auf Polizeipräsenz zu verzichten und Diskussionen und 

Demonstrationen an den Ständen zuzulassen, was 

Ausschreitungen für möglich erscheinen ließ.   

Dr.Fleissner nahm zahlreiche Ehrenämter wahr und erhielt viele 

Ehrungen. Genannt seien nur die Zugehörigkeit zum SL-

Vorstand ab 1984 und der Große Sudetendeutsche Kulturpreis 1994. 2008 ehrte ihn die „Gesellschaft 

für freie Publizistik“ mit dem Ulrich von Hutten-Preis. Dr. Fleissner starb am 25. November 2016 in 

München. Mit ihm verlor die Volksgruppe einen beherzten Streiter für Wahrheit und Recht, ganz 

Deutschland aber einen Verteidiger der Meinungsfreiheit.    (F.V.) 

 

Eine Auswahl der wichtigsten Fleissner-Autoren 
Wilhelm Pleyer, Fritz Peter Habel, Friedrich Prinz, Herbert Hupka, Heinz Nawratil, Ernst Nolte, Alfred M. de 

Zayas, Franz Seidler Alfred Schickel, Dirk Bavendamm, Helmut Diwald, Max Brod, Nahum Goldman, Willy 

Brandt, Simon Wiesenthal, Alexander Solschenizyn, Karl-Heinz Weißmann, Ephraim Kishon usw. 

 

 

 

 
Dr. Herbert Fleissner † 

Sudetendeutsch – eine Erbsünde? 

Beim Streit mit der Gemeinschaft der 

19 Verlage stieß Dr. Fleissner  auf 

totales Unverständnis für das Sude-

tendeutschtum. So fiel folgender 

Satz: „Ich höre, Sie sind ja nun auch 

noch Sudetendeutscher“ und die 

„Welt“  hielt ihm vor: „Einmal sude-

tendeutsch, immer sudetendeutsch“.   



24 
 

 

 
Bezug obiger Bücher über witikobund-bundesverband@freenet.de 

oder über die im Impressum (S.2) angegebenen Anschriften. 

 

 

 

 

€ 5,- € 5,- € 11,- 

 

 

 

€ 10,- € 10,- € 15,- 

 
 

 

 

€ 7,- € 10,- € 10,- 

mailto:witikobund-bundesverband@freenet.de

